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zung einzubeziehen. Anlage 
 

 

Auf Art. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
 

17. Oktober 1996 (GVBl. I S. 456) wird hingewiesen. 
 

 

 

Zu § 100: Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen dungen und Auszahlungen  
 

 

 

1. § 98 Abs. 2 HGO ist im Verhältnis zu § 100 HGO die vorrangige Vorschrift. 
 

 

 

2. § 100 HGO ist nicht anzuwenden, wenn 
 

 

 

a) die Haushaltsansatzüberschreitungen durch zweckgebundene Mehrerträge (§ 19 
 

GemHVO) oder im Rahmen der Deckungsfähigkeit (§ 20 GemHVO) gedeckt werden 

können, 

 

 

b) Haushaltsermächtigungen aus Vorjahren zur Verfügung stehen (§ 21 GemHVO). 
 

 

 

3. Die Verpflichtung zur Deckung der überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwen- 

dungen und Auszahlungen ergibt sich aus dem Gebot des Haushaltsausgleichs (§ 92 

Abs. 3 HGO). 
 

 

 

4. Die Aufwendungen bzw. Auszahlungen müssen unvorhergesehen und unabweisbar sein. 
 

War zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Haushaltssatzung bereits bekannt, 

dass eine Aufwendung bzw. Auszahlung im Laufe des Haushaltsjahres zu leisten sein 

wird, und wurde dafür trotzdem kein Ansatz im Haushaltsplan vorgesehen, ist diese Über- 

schreitung nach § 100 HGO nicht zulässig. 

Unabweisbarkeit bedeutet, dass die Aufwendung bzw. Auszahlung für die Weiterführung 

einer kommunalen Aufgabe erforderlich ist. 

 

 

5. Die Gemeindevertretung kann bestimmen, in welchen Fällen sie selbst über die Bewilli- 

gung von Haushaltsansatzüberschreitungen entscheiden will. Dabei sollten möglichst 

betragliche Wertgrenzen festgelegt werden. 

 

 

6. Sind die Haushaltsansatzüberschreitungen nach Umfang oder Bedeutung erheblich, ist 

die Zuständigkeit der Gemeindevertretung gegeben. Im Zweifel ist ihre Zustimmung ein- 

zuholen, damit keine Konflikte zwischen den Gemeindeorganen entstehen. 




